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Federführung: 

Dezernat III, Amt für Verkehrsmanagement 

Beteiligung: 

 

Betreff: 

Einrichtung von verkehrsberuhigten Bereichen im 
Pfaffengrund 

I n f o r m a t i o n s v o r l a g e  

Beratungsfolge: 

Gremium: Sitzungstermin: Behandlung: Kenntnis genommen: Handzeichen: 

Bezirksbeirat Pfaffen-
grund 

09.03.2021 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

Ausschuss für Klima-
schutz, Umwelt und Mobi-
lität 

24.03.2021 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

Gemeinderat 06.05.2021 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

 

Beschlusslauf 
Die Beratungsergebnisse der einzelnen Gremi-

en beginnen ab der Seite 2.2 ff. 
Letzte Aktualisierung: 17. Mai 2021 
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Zusammenfassung der Information:  

Der Bezirksbeirat Pfaffengrund, der Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt und Mobilität und 
der Gemeinderat nehmen folgende Informationen der Verwaltung zur Kenntnis:  

Im Pfaffengrund werden in zehn Straßen verkehrsberuhigte Bereiche eingerichtet. Ein 
Verkehrsversuch – Tempo 15 oder Tempo 20 im Pfaffengrund – ist nicht möglich. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Die Verwaltung wird erst nach Fertigstellung des städtischen Gesamtkonzeptes zur Ein-
richtung von verkehrsberuhigten Bereichen eine Kostenschätzung vornehmen können. 

 

 

Zusammenfassung der Begründung:   

Da die Voraussetzungen für die Einrichtung eines verkehrsberuhigten Bereichs in zehn 
Straßen im Pfaffengrund vorliegen, werden für diese Straßen verkehrsberuhigte Bereiche 
verkehrsrechtlich angeordnet.  
Ein Verkehrsversuch – Tempo 15 oder Tempo 20 im Pfaffengrund – ist nicht möglich, da 
ein solcher nicht rechtmäßig wäre. 
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digitale Sitzung des Bezirksbeirates Pfaffengrund vom 
09.03.2021 

Ergebnis der digitalen öffentlichen Sitzung des Bezirksbeirates Pfaffengrund vom 09.03.2021 

2.1 Einrichtung von verkehrsberuhigten Bereichen im Pfaffengrund  
Informationsvorlage 0040/2021/IV  

Herr Kunz und Frau Dambach vom Amt für Verkehrsmanagement sind per MS Teams zu-
geschaltet und stehen für Fragen zur Verfügung. 

In der Aussprache melden sich zu Wort: 

Bezirksbeirat Wichmann, Bezirksbeirat Dr.Haschke, Bezirksbeirat Ortseifen, Bezirksbei-
rat Sehls, Bezirksbeirat Segner, Bezirksbeirat Pönnighaus, Bezirksbeirat Weber, Bezirks-
beirat Martin, Bezirksbeirätin Fetzer, Kinderbeauftragte Greulich und Stadtrat Leuzinger 

In einer kontroversen Aussprache sprechen sich einige Bezirksbeiräte für und einige ge-
gen die Maßnahme aus. 

Die Mitglieder des Bezirksbeirates, die sich gegen die Maßnahme aussprechen, zweifeln 
die Notwendigkeit (bereits jetzt werde wegen der engen Straßen langsam und rücksichts-
voll gefahren) und Wirksamkeit (Reduzierung des Durchgangsverkehrs wäre zielführen-
der) an und befürchten Probleme durch Wegfall von Parkplätzen. 

Einigen Bezirksbeiräten sei die Planung zu pauschal und der Dialog mit den Bürgern fehle. 
Die Maßnahmen müssten für jede einzelne Straße im Detail überdacht werden. 

Die Befürworter der Maßnahme sehen dadurch eine erhöhte Lebensqualität, weniger 
Schleichverkehr und mehr Rücksicht und Sicherheit. Auch die Durchfahrt für Rettungs-
fahrzeuge oder Müllabfuhr könnte verbessert werden. Allerdings müsste es zur Einhal-
tung der Regelungen auch verstärkte Kontrollen geben. Diese würden bisher zu wenig 
durchgeführt. 

Herr Kunz vom Amt für Verkehrsmanagement geht auf die Ausführungen der Bezirksbei-
räte ein und betont, die Einrichtung verkehrsberuhigter Bereiche führe zu einer Verbesse-
rung der Situation und erhöhe die Aufenthaltsfunktion der Straßen. In Handschuhsheim 
habe man hiermit sehr gute Erfahrungen gemacht. 
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Abschließend werden aus der Aussprache folgende Arbeitsaufträge vom Amt für Ver-
kehrsmanagement mitgenommen: 

 Der Durchgangsverkehr im Krähenweg und im Blütenweg soll verhindert werden 

 Insbesondere in der Pfaffengrundstraße und in der Straße „Schräger Weg“ soll der 
Gemeindevollzugsdienst künftig mehr kontrollieren. 

 Insgesamt soll der Schwerpunkt auf einer verstärkten Kontrolle im Pfaffengrund lie-
gen 

gezeichnet 

Isolde Greßler 
Vorsitzende 

 

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung 
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digitale Sitzung des Ausschusses für Klimaschutz, Umwelt 
und Mobilität vom 24.03.2021 

Ergebnis: Kenntnis genommen 
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Sitzung des Gemeinderates vom 06.05.2021 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 06.05.2021 

53.1 Einrichtung von verkehrsberuhigten Bereichen im Pfaffengrund  
Informationsvorlage 0040/2021/IV  

Stadtrat Rothfuß dankt der Verwaltung für die Ermöglichung der Einrichtung von ver-
kehrsberuhigten Bereichen wie zum Beispiel in Kirchheim. Er hoffe, dass dies bald in allen 
Wohnstraßen des Stadtgebietes möglich werde. 

Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner teilt mit, dass es stadtweit nicht möglich sein werde, 
jedoch in auswählten Bereichen. 

Stadtrat Michalski lobt ebenfalls die Verwaltung, im speziellen das Amt für Verkehrsma-
nagement, für die schnelle Erstellung der Informationsvorlage. Ihm seien folgende drei 
Punkte besonders wichtig: 

 Verkehrsberuhigte Bereiche nur dort einrichten, wo sie verkehrlich auch Sinn machen. 
Nicht alle Vorschläge seien überzeugend. Man müsse Vorort die Situation beurteilen 

 Er bitte um Information, an welcher Stelle im Haushaltsplan die Kosten für die Errich-
tung der verkehrsberuhigten Bereiche zu finden sei. 

 Die betroffenen Bürgerinnen und Bürger sollten vor einer Umsetzung über solche 
Maßnahmen informiert werden (zum Beispiel per Brief). Dies sei in der Vergangenheit 
nicht oder nur teilweise geschehen. 

Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner stellt fest, dass Einiges noch nicht im Haushalt ver-
ankert sei. Es sei jedoch klar, dass Straßen zum Teil umgebaut werden müssten, um den 
Charakter eines verkehrsberuhigten Bereiches zu erhalten. Dies müsse dann auch ent-
sprechend im Haushalt abgebildet werden. 

Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner bestätigt, dass die Kommunikation mit der Bevölke-
rung von zentraler Bedeutung sei, sie müsse die beschlossenen Maßnahmen mittragen. Er 
sagt zu, die Bürgerinnen und Bürger frühzeitig über entsprechende Maßnahmen zu infor-
mieren. 

gezeichnet 
Prof. Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

 

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung 
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Begründung:  

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat mit Antrag 0116/2020/AN vom 29.10.2020 die Verwaltung 
um Prüfung gebeten, ob im Pfaffengrund verkehrsberuhigte Bereiche eingerichtet werden können 
und ob ein Verkehrsversuch – Tempo 15 oder Tempo 20 im Pfaffengrund – möglich ist. 

Einrichtung von verkehrsberuhigten Bereichen 

Die Einrichtung von verkehrsberuhigten Bereichen im Pfaffengrund wurde bereits in den Bezirksbei-
ratssitzungen im Jahr 2012 behandelt. Da sowohl der Bezirksbeirat Pfaffengrund als auch die Ver-
waltung diese verkehrsrechtliche Maßnahme befürwortet hat, wurden in den darauffolgenden Jah-
ren in diversen Straßen verkehrsberuhigte Bereiche eingerichtet.  

Rechtsgrundlage für die Einrichtung von verkehrsberuhigten Bereichen ist § 45 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit § 45 Absatz 1b Nummer 3 der Straßenverkehrsordnung (StVO). Nach diesen Vor-
schriften kann die Straßenverkehrsbehörde zum einen „die Benutzung bestimmter Straßen oder 
Straßenstrecken aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs beschränken oder verbie-
ten […]“ (§ 45 Absatz 1 Satz 1 StVO). Zum anderen darf sie „die notwendigen Anordnungen zur 
Kennzeichnung von […] verkehrsberuhigten Bereichen“ treffen (§ 45 Absatz 1b Nummer 3 StVO.  

Ein verkehrsberuhigter Bereich kann eingerichtet werden, wenn 

 die Straße niveaugleich ausgebaut ist, 

 die Aufenthaltsfunktion überwiegt, 

 dem Fahrzeugverkehr eine untergeordnete Bedeutung zukommt und 

 ein hohes Fußverkehrsaufkommen zu verzeichnen ist. 

 
Nach verkehrsrechtlicher Prüfung wird – zusätzlich zu den bestehenden verkehrsberuhigten Berei-
chen – in folgenden Straßen ein verkehrsberuhigter Bereich eingerichtet: 

 Fasanenweg  Pfaffengrundstraße 

 Bussardweg  Schräger Weg 

 Im Schaffner  Finkenweg 

 Im Entenlach  Kuckucksweg 

 Lerchenweg  Starenweg (zwischen Obere Rödt und Schützenstraße) 

 

Infolge der Einrichtung von verkehrsberuhigten Bereichen erhöht sich die Sicherheit der zu Fuß Ge-
henden, insbesondere die der schutzwürdigen Personen (z.B. Kinder, Eltern mit Kinderwagen, mo-
bilitätseingeschränkte Personen). 

Da in den oben genannten Straßen – ausgenommen ist der Fasanenweg und Bussardweg – auf-
grund des geringen Fahrbahnquerschnitts das Parken ohnehin nicht zulässig bzw. möglich ist, ent-
fallen nach Einrichtung der verkehrsberuhigten Bereiche keine Parkplätze. Im Fasanenweg und 
Bussardweg können Parkflächen markiert und somit Parkplätze neu geschaffen werden.  

Da die Verwaltung derzeit ein städtisches Gesamtkonzept für die Gestaltung von verkehrsberuhig-
ten Bereichen im Stadtgebiet erstellt, kann der Ausführungszeitpunkt dieser verkehrsrechtlichen 
Maßnahme erst zu einem späteren Zeitpunkt festgelegt werden. 

Verkehrsversuch: Tempo 15 oder Tempo 20 im Pfaffengrund 
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Rechtsgrundlage für die Durchführung eines Verkehrsversuchs ist § 45 Absatz 1 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 45 Absatz 1 Nummer 6 StVO. Nach diesen Vorschriften kann die Straßenverkehrsbehör-
de zum einen „die Benutzung bestimmter Straßen oder Straßenstrecken aus Gründen der Sicher-
heit oder Ordnung des Verkehrs beschränken oder verbieten […]“ (§ 45 Absatz 1 Satz 1 StVO). 
Zum anderen darf sie „zur Erforschung des Unfallgeschehens, des Verkehrsverhaltens, der Ver-
kehrsabläufe sowie zur Erprobung geplanter verkehrssichernder oder verkehrsregelnder Maßnah-
men“ Anordnungen treffen (§ 45 Absatz 1 Nummer 6 StVO). 

Eine im Rahmen eines Verkehrsversuchs festgesetzte Geschwindigkeitsbeschränkung im Sinne des 
§ 45 Absatz 1 Nummer 6 StVO ist nur dann rechtmäßig, wenn sie auch als endgültige Maßnahme 
rechtmäßig wäre. Da die StVO als geltendes Bundesrecht, angelehnt an das Straßenverkehrsge-
setz (StrG) als Landesrecht, eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 15 km/h nicht vorsieht, darf 
eine solche – auch nicht als Verkehrsversuch – angeordnet werden. Zulässig sind ausschließlich die 
in den § 39 ff. StVO aufgeführten Gefahr-, Vorschriften-, Richt- und Zusatzzeichen (vgl. § 45 Ab-
satz 4 Halbsatz 1 StVO). 

Eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf 20 km/h ist lediglich in einem verkehrsberuhigten Geschäfts-
bereich möglich. Nach § 45 Absatz 1 d StVO können lediglich „in zentralen städtischen Bereichen“ 
(beispielsweise Innenstadtbereiche mit einer Vielzahl von Geschäften mit hohem Fußverkehrsauf-
kommen und überwiegender Aufenthaltsfunktion) auch Zonengeschwindigkeitsbeschränkungen von 
weniger als 30 km/h angeordnet werden. Eine Geschwindigkeitsreduzierung mittels Streckenverbot 
Tempo 20 setzt voraus, dass aufgrund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage 
besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung von Rechtsgütern erheblich übersteigt. Da 
im Pfaffengrund die Voraussetzungen für einen verkehrsberuhigten Geschäftsbereich nicht vorlie-
gen, ist eine Reduzierung der Geschwindigkeit auf 20 km/h als Verkehrsversuch ebenfalls nicht 
rechtmäßig. 

Hinweis: Vor diesem Hintergrund soll auch die aktuell beschlossene Temporeduzierung auf 20 km/h 
in der Rheinstraße (mittels „Verkehrsversuch“) einer Prüfung durch das Regierungspräsidium Karls-
ruhe unterzogen werden. Es handelt sich um eine Maßnahme des staatlichen Handelns, die der 
Fachaufsicht der höheren Verkehrsbehörde unterliegt. 

D
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Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwick-
lungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg 

 

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes 
 
Nummer/n: 
(Codierung) 

+ / - 
berührt: Ziel/e: 

   
MO 1 + Förderung eines umwelt-, stadt- und sozialverträglichen Verkehrs 

   
MO 2 + Minderung der Belastungen durch den motorisierten Verkehr 

   
   

 
2. Kritische Abwägung / Erläuterungen zu Zielkonflikten: 
 
Keine. 

 

gezeichnet 
Raoul Schmidt-Lamontain 
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